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Steuersubstrat in der Schweiz halten
Der OECD-Mindestsatz von 15% auf Konzerngewinnen verringert die fiskalische Attraktivität der Schweiz. Die Mehreinnahmen 
müssen also der Standortförderung dienen.  CHRISTIAN KEUSCHNIGG

Ein Vorteil im internationalen Wettbewerb um die 
besten Unternehmen ist in Gefahr. Die Schweiz 
konnte bisher mit einer moderaten Gewinnbe-

steuerung vielen multinationalen Unternehmen ein 
steuerlich attraktives Umfeld bieten und die nationale 
Standortattraktivität stärken. Das hat sich ausgezahlt. Die 
Einnahmen aus der Gewinnbesteuerung sind nicht etwa 
schwächer, sondern eher stärker als in anderen Ländern 
gewachsen und jedenfalls stärker als der Rest der schwei-
zerischen Steuereinnahmen.

Noch wichtiger ist der Beitrag der 
grossen Konzerne zu Beschäftigung, 
Löhnen und innovativem Wachstum 
in der Schweiz. Die multinationalen 
Konzerne sind die innovativsten und 
fittesten Unternehmen, denn sie ope-
rieren global und müssen sich im 
weltweiten Wettbewerb behaupten. 
Sie sind dank ihrer Innovationskraft 
nicht nur überaus profitabel, sondern 
zahlen auch die höchsten Löhne. Die 
Kaufkraft, die sie schaffen, kommt der 
gesamten Wirtschaft zugute. Jeder 
Handwerker weiss, dass die Geschäfte 
nur dann gut laufen, wenn die Kunden 
Geld in der Tasche haben. Über die 
Zulieferverflechtungen sind sie breit 
in der heimischen Wirtschaft veran-
kert und gehören zu den grossen Kun-
den der heimischen KMU. Es ist wich-
tig, dass die Schweiz für diese Zug-
pferde der Wirtschaft attraktiv bleibt.

Nun haben sich im Rahmen einer Initiative der 
OECD und der G-20 etwa 140 Länder auf eine Mindest-
besteuerung von grossen Konzernen geeinigt. In jedem 
Land soll die gesamte Steuerbelastung des Gewinns we-
nigstens 15% betragen, andernfalls droht eine ausländi-
sche Ergänzungssteuer auf den in der Schweiz erwirt-
schafteten Gewinn, die den heimischen Steuervorteil 
beseitigt. Die Steuersätze unter Einrechnung der Bun-
dessteuer auf 15% anzuheben und durch grosszügige 
Abzüge die Belastung zu reduzieren, wird auch nicht 
mehr funktionieren. Die OECD-Initiative sieht nämlich 
einheitliche Vorschriften für die Berechnung der Ge-
samtsteuerbelastung vor. Sie können von den hiesigen 
Steuergesetzen abweichen, was die Komplexität der Be-
steuerung steigert und neue administrative Kosten bei 
den Unternehmen wie bei den Steuerbehörden erzeugt. 

Im Interesse der Hochsteuerländer
Die Initiative hebelt einen wichtigen Steuervorteil der 
Schweiz aus. Konkret: Wenn bei einer schweizerischen 
Niederlassung eines amerikanischen Konzerns die 
Steuerbelastung weniger als 15% beträgt, dann dürften 
die USA neu eine Ergänzungssteuer auf den Gewinn der 

schweizerischen Tochter erheben. Dann würden aber 
die Steuerzahlungen nicht in die schweizerische Staats-
kasse, sondern teilweise in die USA abfliessen. Das wäre 
ein schlechter Deal. Die Steuereinnahmen brauchen wir 
selbst. Da scheint es besser, die Steuerbelastung in der 
Schweiz auf das Mindestniveau von 15% anzuheben, 
statt anderen Staaten eine Ergänzungssteuer auf schwei-
zerische Gewinne zu überlassen.

Die Steuerinitiative der OECD ist im Interesse der 
Hochsteuerstaaten, die den Steuer-
wettbewerb einschränken wollen. 
Sie beklagen grosse Steuerausfälle, 
weil die Konzerne Gewinne verschie-
ben können, um sie anderswo mit 
niedrigeren Steuersätzen zu versteu-
ern. Die Hochsteuerländer müssen 
sich nun weniger um grosse Steuer-
ausfälle sorgen, wenn auch die bis-
her steuergünstigen Länder ihre 
Steuern anheben müssen. Sie müs-
sen sich auch weniger davor fürch-
ten, dass ihre Unternehmen ganz ab-
wandern. Für die Schweiz ist die Ent-
wicklung eine Herausforderung. 

Die Schweiz ist ein kleines, aber 
global vernetztes Land. Der verlässli-
che Zugang zu den weltweiten Ab-
satzmärkten ist für die innovative 
und erfolgreiche Wirtschaft absolut 
zentral. Die Bekämpfung der Initia-
tive mit einer Blockadehaltung wird 

wenig bringen oder gar ausländische Gegenreaktionen 
provozieren (wie der verlorene Kampf um das Bankge-
heimnis gezeigt hat). Aber die Schweiz muss reagieren.

Am 18. Juni wird über den Vorschlag des Bundesrats 
abgestimmt. Er sieht eine nationale Ergänzungssteuer 
für grosse Konzerne vor, damit ihre Steuerbelastung 
schweizweit das Mindestniveau von 15% erreicht. Be-
troffen sind 1% der Gesellschaften, etwa 200 Gross-
unternehmen und 2000 Niederlassungen ausländischer 
Konzerne mit einem weltweiten Umsatz von mehr als 
750 Mio. €. Die Unsicherheiten über die zu erwartenden 
Mehreinnahmen sind gross; der Bund schätzt 1 bis 2,5 
Mrd. Fr. Sie bleiben zu 75% bei den Standortkantonen 
und gehen zu 25% an den Bund. Über den Finanzaus-
gleich fliesst ein Teil dieser Mehreinnahmen auch an an-
dere Kantone. Indem die Schweiz selbst eine Mindest-
besteuerung von 15% sicherstellt, genügt sie den OECD-
Vorgaben und verhindert, dass andere Staaten eine Er-
gänzungssteuer auf Gewinne erheben können, die in 
der Schweiz erwirtschaftet werden. 

Nicht verhindern kann die Schweiz, dass die OECD-
Initiative den Wettbewerbsvorteil einer moderaten 
Steuerbelastung teilweise aushebelt und die Standortat-
traktivität etwas abnimmt. Aber der weltweite Wettbe-
werb um die besten Unternehmen hört deshalb keines-

falls auf. Damit die Schweiz sich behaupten kann, sollte 
die Politik über andere Wege zur Stärkung der Standort-
attraktivität nachdenken. Neben einem günstigen 
Steuerumfeld sind Rechtssicherheit, eine schlanke und 
schnelle Bürokratie, digitale Infrastruktur, Verfügbarkeit 
hoch qualifizierter Arbeit und günstige Rahmenbedin-
gungen für Forschung und Entwicklung (F&E) wichtig.

Die meisten dieser Punkte sind für alle Unternehmen 
bedeutend. Ein günstiges F&E-Umfeld ist jedoch für 
grosse Konzerne besonders wichtig, und genau dort 
braucht es nun eine Verstärkung. Sie leisten den Löwen-
anteil der privaten F&E-Ausgaben und kooperieren mit 
den Zentren der staatlichen Grundlagenforschung. 
Standortvorteile für grosse Konzerne stärken also letzten 
Endes auch die Universitäten und die ETH. Ein Ausbau 
der fiskalischen Forschungsförderung könnte also, ohne 
zwischen grossen und kleinen Unternehmen zu diskri-
minieren, gezielt die grossen Konzerne begünstigen, weil 
sie den Grossteil der privaten F&E-Ausgaben stemmen.

Finanziellen Spielraum nützen
Allerdings sind F&E-Steuerabzüge nicht geeignet, denn 
sie würden die Durchschnittsbelastung senken und in 
Konflikt mit der Mindestbesteuerung stehen. Die Unter-
stützung müsste in Form von direkter Forschungsförde-
rung geleistet werden, also direkten Subventionen von 
F&E-Ausgaben, Förderung von Kooperationen mit Uni-
versitäten, bis hin zu wettbewerblich vergebenen Projekt-
förderungen. Die grossen Konzerne sind besonders F&E-
intensiv und würden überdurchschnittlich profitieren, 
sodass die Schweiz für sie noch attraktiver würde. Die 
Schweiz hätte im internationalen Vergleich noch viel 
Spielraum. Nun stehen Mehreinnahmen zur Verfügung, 
die von grossen, multinationalen Konzernen stammen 
und auf dem Weg der fiskalischen F&E-Förderung we-
nigstens zum grossen Teil an diese Konzerne zurückflies-
sen würden, um die Standortattraktivität zu wahren. 

Die Abstimmungsvorlage erscheint als guter Kompro-
miss, um Steuersubstrat in der Schweiz zu halten. Jetzt 
kommt es darauf an, die Mehreinnahmen klug für Stand-
ortinitiativen zu verwenden, um die geringere steuerliche 
Attraktivität zu kompensieren. Mehr Standortattraktivität 
für die Leitbetriebe der Wirtschaft ist im Interesse aller. 
Vor allem ist sie im Interesse der Arbeitenden, die hierzu-
lande höhere Löhne verdienen und bessere Arbeitsplatz-
perspektiven haben als anderswo. Ja, die grossen Kon-
zerne sind oft überaus profitabel und machen ihre Eigen-
tümer reich. Man sollte allerdings nicht vergessen, dass 
etwa zwei Drittel der Wertschöpfung an die Arbeitenden 
gehen. Sie müssten ein besonders grosses Interesse an 
hoher Standortattraktivität haben. 

Christian Keuschnigg ist Professor für National­
ökonomie an der Universität St. Gallen und leitet das 	
Wirtschaftspolitische Zentrum St. Gallen und Wien.

«In Basel habe ich den Judenstaat gegrün-
det»: So selbstgewiss lautet das Fazit, das 
sich Theodor Herzl 1897 nach dem ersten 
Zionistenkongress ins Tagebuch notierte. 
Ursprünglich hatte Herzl das Treffen im 
München abhalten wollen, doch der deut-
sche Rabbinerverband und die örtlichen 
jüdischen Gemeinden verbaten sich der-
gleichen. In Basel jedoch stand dem An-
sinnen nichts entgegen; der spätere Zür-
cher Kantons- und Nationalrat David 
Farbstein organisierte den Anlass.

Etwa 200 Abgeordnete aus ganz Europa 
traten im Stadtcasino zusammen; die Sit-
zung leitete Initiator Herzl persönlich. Der 
Kongress verabschiedete das Basler Pro-
gramm, dessen Kernforderung eminent 
politisch war: «Der Zionismus erstrebt die 
Schaffung einer öffentlich-rechtlich gesi-
cherten Heimstätte für diejenigen Juden, 
die sich nicht anderswo assimilieren kön-
nen oder wollen.» 

Ein halbes Jahrhundert gereift
Damit setzte sich Herzls Zionismus deut-
lich ab von bereits bestehenden Sied-
lungsbewegungen (sog. Alija), denen ein-
zelne Heimstätten für jüdische Familien 
im gelobten Land genügten – nicht gleich 
die eine Heimstätte für das ganze jüdi-
sche Volk. Herzl wurde zum Präsidenten 
der Zionistischen Organisation gewählt, 
die sich Strukturen gab und jährliche 
Treffen vereinbarte.

Herzl hielt damals, nach der Passage 
von der Gründung des Judenstaats, wei-

ter fest: «Wenn ich das heute laut sagte, 
würde mir ein universelles Gelächter ant-
worten. Vielleicht in fünf Jahren, jeden-
falls in fünfzig wird es Jeder einsehen.» 
Damit lag er verblüffend genau. 1947 
nämlich zeichnete sich die Entstehung 

des Staates Israel klar ab, am 14. Mai 1948 
war es so weit: David Ben-Gurion verlas 
in Tel Aviv die Unabhängigkeitserklärung, 
worauf sogleich der Krieg mit den Ara-
bern ausbrach. Das vom Umfeld als frem-
des Implantat empfundene jüdische Ge-
bilde weckte rabiate Abwehrreflexe, doch 
Israel brachte seinen Nachbarn gleich 
eine erste Demütigung bei.   

Herzl, ein typischer Sprössling des arri-
vierten, weitgehend assimilierten jüdi-
schen Bürgertums in der Doppelmonar-
chie, wurde 1860 in Pest (heute zu Buda-
pest) geboren. Die Idee, die jüdische Glau-
bensgemeinschaft in Europa als Nation zu 
definieren und diese in einen neuen Staat 
auf dem vollkommen fremden Boden der 
Urväter «heimzuführen», galt im europäi-
schen Judentum keineswegs als der Pa-

tentausweg aus den chronischen Schwie-
rigkeiten mit den Mehrheitsgesellschaf-
ten. Vielen schien derlei völlig überspannt.

Der Konsens um die vordere Jahrhun-
dertwende, wenigstens in West- und Mit-
teleuropa, war vielmehr, dass im Zuge 
der Modernisierung die altgewohnte Dis-
kriminierung und Verfolgung nun Ge-
schichte werde (in der Schweiz erhielten 
die Juden 1866 die Gleichberechtigung 
zugesprochen). Theodor Herzl selbst war 
als Jus-Student an der Universität Wien 
Mitglied einer schlagenden deutschna-
tionalen Burschenschaft. Sozusagen: 
Germania, nicht Judäa war’s Panier. Er 
tendierte in den frühen 1890er Jahren so-
gar dazu, den Juden Europas die massen-
hafte, notfalls auch nur oberflächliche 
Konversion zu den christlichen Bekennt-
nissen nahezulegen.

Doch just unter anderem die 1896 ge-
fällten Beschlüsse von dem Deutschtum 
über alles geneigten Verbindungen wie 
der seinen, Juden fürderhin als nicht 
mehr satisfaktionsfähig zu betrachten, 
stimmten Herzl gründlich um. Zudem 
stand er unter dem Eindruck der üblen 
Dreyfus-Affäre in Frankreich. So gelangte 
Herzl, der als Journalist und Publizist tä-
tig war, schliesslich zur Überzeugung, 
dass die Juden eine Nation seien (quasi 
vom Nationalismus der anderen dazu ge-
zwungen), dass Antisemitismus, gesell-
schaftliche Schlechterstellung und ge-
scheiterte Integration keine andere Lö-
sung als die Gründung eines eigenen 
Staates zuliessen. Kurz: je erfolgloser die 

Emanzipation, desto erfolgreicher der 
Zionismus. Das ist die Essenz von Herzls 
programmatischer Schrift «Der Juden-
staat», die damals erschien.

In den Folgejahren fanden plange-
mäss weitere Kongresse statt, 1900 erst-
mals nicht in Basel, sondern in London, 
um das britische Publikum anzuspre-
chen. Zum Abschluss dieses vierten Tref-
fens sangen die Delegierten als Premiere 
gemeinsam «haTikwa» (die Hoffnung), 
heute Israels Nationalhymne. 

Der sechste Kongress, 1903 wiederum 
in Basel, war Herzls letzter; er starb jung 
ein Jahr darauf. Damals gab es viel zu be-
reden, denn die Briten hatten, unter dem 
Eindruck blutiger Pogrome im zaristi-
schen Russland und der Unlust der Ho-
hen Pforte, in Palästina Juden willkom-
men zu heissen, ein Angebot unterbrei-
tet: Land in Ostafrika.

Afrika – nein danke
Die ebenso oft wie falsch Uganda-Plan ge-
nannte Offerte sah vor, verfolgten Juden 
aus Europa im heutigen kenianischen 
Hochland eine Fläche von etwa derjeni-
gen eines Drittels der Schweiz zur Verfü-

gung zu stellen. Also nicht für alle Ju-
den  und nicht im Heiligen Land. Davon 
wollte der Kongress nichts wissen. Uganda 
wurde für Israel erst 1976 ein Thema – da-
mals beendete ein israelisches Kom-
mando im Rahmen der Operation Ent-
ebbe die Entführung eines Passagierflug-
zeugs der Air France. Die palästinensi-
schen und deutschen Terroristen wurden 
erschossen. Ihr Anschlag warf auch eine 
Frage auf, die sich nach wie vor stellt: In-
wieweit ist linksextremer Antizionismus 
nicht bloss camouflierter Antisemitismus?

Zeitsprung: 1946 in Basel, 22. Zionis-
tenkongress, der erste nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Die verbliebenen europäischen 
Juden, die dem Massenmord entgangen 
waren, zog es weg aus dem zerstörerischen 
und zerstörten Kontinent. Herzls Vision, 
dass die Juden ein eigenes Land brauch-
ten, hatte sich nur allzu bitter bestätigt. 
Dieser Kongress war der letzte vor der 
Staatsgründung. Nachdem zuvor Ideolo-
gie, Diplomatie, Lobbyismus, Finanzen im 
Vordergrund gestanden hatten, ging es 
nun ums Ganze. So waren denn auch spä-
tere Staatslenker zugegen: David Ben-Gu-
rion (ursprünglich David Josef Grün aus 
dem heutigen Polen), Golda Meir (Goldie 
Mabovitch aus Kiew) und Shimon Peres 
(Szymon Perski aus Belarus).

Der 23. Kongress anno 1951 fand in Je-
rusalem statt – das Ziel war erreicht, der 
lange Weg von Basel ins Gelobte Land an 
seinem Ende. Bis Israel zu seinem inne-
ren und äusseren Frieden findet, wird es 
allerdings noch dauern.

Israel wird 75 – es begann in Basel
Der geistige Vater des jüdischen Staates, Theodor Herzl, legte den Grundstein dazu 1897 im Stadtcasino Basel, am ersten Kongress der Zionisten.  MANFRED RÖSCH

«Herzl war als Jus-Student 
an der Universität Wien 
Mitglied einer schlagenden 
deutschnationalen 
Burschenschaft.» «Je erfolgloser die  

Emanzipation, desto erfolg­
reicher der Zionismus.»

Ich wiederhole mich im 
Prinzip ungern. Doch es 
sei nochmals gesagt: UBS 
hat nicht vor, die Kont-
rolle über Credit Suisse 
aus der Hand zu ge-
ben. Wer die Pres-
semitteilung zur 
neuen Unter-
nehmensstruk-
tur genau liest, 
der merkt das auch. 

Ja, da steht Fol-
gendes: «Die UBS 
AG und die Credit 
Suisse AG werden 
bis auf weiteres un-
abhängig agie-
ren.» Also auf gut 
Deutsch: irgend-
wann dann nicht 
mehr (vgl. Seite 
6). Darauf folgt 
auch der Satz: 
«UBS wird die Integration stufenweise 
umsetzen.» Die Integration wird also 
fortgesetzt. Komme, was wolle.  

Besonders was die Integration des 
Schweizer Geschäfts anbelangt, blei-
ben Fragen offen. Wie wird das genau 
vonstattengehen, und wie lange wer-
keln die beiden Marken nebeneinan-
der her? Was sonst noch übrig bleibt 
aus der jüngsten Mitteilung? Einige 
Neuernennungen in der UBS-Kon-
zernleitung. Ein Name fällt da beson-
ders auf: Ulrich Körner. Der CS-CEO 
(ja, das ist er noch immer) wird mit 
dem Abschluss der Transaktion UBS-
Konzernleitungsmitglied.

Körner zieht damit sozusagen den 
Hals aus der Schlinge. Er profitiert da-
bei sicherlich von seiner gemeinsa-
men Vergangenheit mit Sergio Er-
motti bei UBS, auch wenn Ermotti als 
Nachfolger von Oswald Grübel Kör-
ner damals ausgebootet hatte. Ich 
hätte mir gewünscht, dass UBS mit 
der alten Führungsspitze von CS voll-
ständig bricht. Zu viel ist passiert, als 
dass Körner der Richtige sein könnte, 
um Credit Suisse – und sei es auch 
nur für eine Übergangsphase – ein 
neues Gesicht zu geben und Ver-
trauen aufzubauen. Für mich ist das 
ganz klar eine verpasste Chance und 
Ermottis erster Fehler.

Ermottis erster 
Fehler

JAN SCHWALBE  
Chefredaktor  

zum Thema 
UBS und CS

«Die Unterstützung 
müsste als direkte 
Forschungsförderung 
geleistet werden.»


